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Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeinde Ringsheim gibt für den für den Planfeststellungsabschnitt 8.0, 
(Kenzingen-Riegel/Malterdingen) folgende (mittelbare) Einwendung / Stellung-
nahme ab: 
 
1. Die Gemeinde Ringsheim als nördlich des Planfeststellungsabschnitts 8.0 lie-

gende Gemeinde begrüßt den nötigen Ausbau der Schieneninfrastruktur der 
Rheintalbahn, insbesondere um dauerhaft und möglichst zeitnah mehr Schie-
nenpersonennahverkehr auf der Bestandsstrecke zu ermöglichen. Ziel wäre 
aus Sicht der Gemeinde Ringsheim eine langfristige Erhöhung der Nahver-
kehrskapazität (möglichst perspektivisch viertelstündlicher/20-minütiger Nah-
verkehrstakt) sowie eine optimale Bedienung und Anbindung des Tourismus-
magneten Europa-Park/Rulantica. Dies wäre/ist ein wichtiger Beitrag zum Kli-
maschutz sowie zur Gemeinde- und Regionalentwicklung. 
 

2. Die Gemeinde Ringsheim respektiert ausdrücklich weiter die Beschlüsse des 
Projektbeirates „Rheintalbahn“ sowie die daraus resultierenden / darauf basie-
renden Kreistags-, Landtags- und Bundestagsbeschlüsse. 

 
3. Die Gemeinde Ringsheim begrüßt in diesem Zusammenhang ausdrücklich 

weiterhin den Bau von 2 neuen, autobahnparallelen Gleisen an der A5 für den 
Güterverkehr (Kernforderung 2) als deutliche Entlastung der Ortslage Rings-
heim vom Güterverkehr. 
 
Überholgleise, Abstellgleise, temporäre oder dauerhafte Haltepunkte, den 
„Überholbahnhof Rust“ oder ähnliche Anlagen/Infrastruktur für den dortigen 
künftigen Güterverkehr auf Ringsheimer Gemarkung und im gesamten Plan-
feststellungsabschnitt 7.4 (Orschweier-Kenzingen) lehnt die Gemeinde Rings-
heim strikt ab. Solche Gleise, Haltepunkte und/oder Anlagen/Infrastruktur sind 
für den sicheren und reibungslosen Betrieb nicht nötig, zumal es mit dem ge-
planten Güterverkehrsterminal in Lahr / dem Betriebsbahnhof Hugsweier und 
weiteren Einrichtungen ausreichend solcher Infrastruktur gibt / geben soll. 
 
Die Gemeinde fordert in jedem Fall einen übergesetzlichen und auf der gesam-
ten Gemarkung vollständig durchlaufenden beidseitigen Schall- und Erschüt-
terungsschutz an der autobahnparallelen Neubaustrecke, mindestens jedoch 
insbesondere auf der Ostseite der autobahnparallelen Trasse. Der Schall- und 
Erschütterungsschutz soll sich dabei landschaftsverträglich einfügen und 
ggfs. mit flankierenden ökologischen Pflanzungen und Maßnahmen verträg-
lich gestaltet werden. 



 
Die Gemeinde Ringsheim fordert als Ausfluss aus dem Bundestagsbeschluss 
2016 zur Rheintalbahn die Entwidmung der Bestandsstrecke sowie dort ggfs. 
geplanter neuer Bahninfrastruktur für den Güterverkehr mit Ausnahme von 
Beladung örtlicher Gewerbebetriebe / Holzverladung / Deponie sowie bei 
Brand- und Unfalllagen auf der autobahnparallelen Trasse. Durch die Ortslage 
Ringsheim soll (mit den genannten Ausnahmen) nur noch Personenverkehr 
möglich sein. 

 
4. Die Gemeinde Ringsheim fordert optimalen und übergesetzlichen Lärm- und 

Erschütterungsschutz an der bisherigen Bestands- und künftig geplanten 
Ausbaustrecke (durch die Ortslage), insbesondere für die Anwohnerinnen und 
Anwohner auf der Westseite der Gleise (derzeit ohne Lärmschutzwand). 

 
5. Die Gemeinde Ringsheim fordert im Rahmen der Planfeststellung für den Ab-

schnitt 8.0 den Vorhabensträger und die Planfeststellungsbehörde auf, schon 
in deren eigenem (finanziellen, betrieblichen und zeitlichen) Interesse den Ver-
zicht auf den geplanten Ausbau der Bestandsstrecke inkl. der geplanten Über-
holgleise zwischen Orschweier und Kenzingen und stattdessen den Neubau 
von zwei neuen Fernverkehrsgleisen an der Autobahn nochmals intensiv zu 
prüfen, wie dies Bürgerinitiativen und Bürgerinnen/Bürger im Planfeststel-
lungsabschnitt 7.4 fordern. 
 
Durch einen Planfeststellungsbeschluss im Abschnitt 8.0 darf diese Prüfung 
und ggfs. Umsetzung nicht faktisch unmöglich werden. 
 
Durch die geforderte Prüfung des Neubaus der beiden autobahnparallelen 
Fernverkehrsgleise darf es nicht zu größeren Projektverzögerungen, insbe-
sondere beim Bau der neuen Güterverkehrsgleise an der A5 kommen. 
 
Sollte die Bahn doch eine Fernverkehrsstrecke autobahnparallel bauen wollen 
bzw. dies so planfestgestellt werden, fordert die Gemeinde Ringsheim einen 
ausreichenden Bahnhalt an der A5 für Fern- und Regionalverkehr im ICE-
Standard im Bereich Ringsheim zu errichten. 
 

6. Die Gemeinde Ringsheim fordert insbesondere den Vorhabensträger und die 
Planfeststellungsbehörde auf zu prüfen, ob eine Geschwindigkeit von 250 
km/h im Planfeststellungsabschnitt 7.4 überhaupt möglich („Ringsheimer Kur-
ve“) und nötig sind. Dies ist gutachterlich nachzuweisen. Dies sind wichtige 
Grundlagen für die Begründung der Planungen im Planfeststellungsabschnitt 
8.0 und haben unmittelbare Auswirkungen auf dem Abschnitt 7.4.  
 

7. Die Gemeinde Ringsheim fordert insbesondere den Vorhabensträger und die 
Planfeststellungsbehörde auf innerhalb des Planfeststellungsverfahrens für 
den Abschnitt 8.0 zu prüfen, ob nicht durch anderweitige Kapazitätsanpas-
sung, bahntechnische Digitalisierung, neuere Zugzahlen und Gleisausbaumö-
glichkeiten im Planungsabschnitt 8.0 oder darüber hinaus (Planungsabschnitt 
8 insgesamt, auf die beiden geplanten Überholgleise an der Ausbau-
/Bestandsstrecke zwischen Orschweier und Kenzingen komplett verzichtet 
werden kann. Dies ist gutachterlich nachzuweisen. 
 



8. Die Gemeinde Ringsheim fordert die Bahn im Falle des weiteren Festhaltens 
an den Plänen von Personenfernverkehr an/auf der bisherigen Bestand-
/Ausbaustrecke auf, die ersten Überlegungen zur Verlegung des Ringsheimer 
Bahnhofs Richtung und der damit verbundenen dauerhaften infrastruktureller 
Aufwertung (Fernverkehrstauglichkeit, Aufenthaltsqualität, Sicherheit ins. 
breitere Bahnsteige, Barrierefreiheit insb. barrierefreie Unterführung, Busver-
knüpfung, Parkflächen usw.) zu intensivieren und ggfs. vor einer Umsetzung 
der geplanten Maßnahmen zu realisieren. Dabei ist die derzeit bestehende 
Fußgängerunterführung möglichst zu erhalten und ggfs. künftig auf Kosten 
des Vorhabensträgers anzupassen. Hilfsweise sollte die frühere Unterführung 
im Bereich der „Hausener Straße / Im Stühlinger“ für den Geh- und Radver-
kehr neu geplant und gebaut werden. 
 
Alternativ muss der bisherige Bahnhalt entsprechend der obigen Kriterien 
(Fernverkehrstauglichkeit, Aufenthaltsqualität, Sicherheit ins. breitere Bahn-
steige, Barrierefreiheit insb. barrierefreie Unterführung, Busverknüpfung, 
Parkflächen usw.) neu konzipiert und angepasst werden. 
 

9. Die Gemeinde Ringsheim fordert von der Bahn einen substanziellen Beitrag, 
aktive Mitarbeit und die Bereitschaft zum Abschluss einer vorzeitigen (Kreu-
zungs-)Vereinbarung / Projektzustimmung für eine mögliche neue Deponiezu-
fahrt über die Bestands-/Ausbaustrecke mit Anschluss zwischen Herbolzheim 
und Ringsheim an die neue Bundesstraße B3. 

 
10. Die Gemeinde Ringsheim fordert vom Vorhabensträger in jedem Umsetzungs-

fall eine möglichst kurze und lärmreduzierte Bauphase aller Gleistrassen mit 
möglichst zeitlich geringem, räumlich beschränkem und fahrplanmäßig opti-
miertem evtl. Schienenersatzverkehr. 

 
 
Sachverhalt: 
 
Die Strecke Karlsruhe-Basel ist Bestandteil des wichtigsten europäischen Güterkorri-
dors von Rotterdam über Köln, Basel und Mailand bis nach Genua. Die Verkehrsachse 
zählt zu den wichtigsten Transeuropäischen Netzen. Der viergleisige Ausbau der Rhein-
talbahn fördert die weitere Verlagerung des Schwerlastverkehrs von der Straße auf die 
Schiene. 
 
Die Gemeinde Ringsheim ist massiv von den Neu- und Ausbauplänen betroffen und 
liegt im sogenannten Planfeststellungsabschnitt 7.4. Eine Skizze mit den Überlegungen 
/ Planungen der Bahn für den Abschnitt 7.4 ist als Anlage 1 beigefügt. 
 
Abschnitt 8.0 
Seit Mittwoch, 14. Juli 2021, liegen die Planunterlagen der Deutschen Bahn (DB) für 
den Abschnitt 8.0 aus. Der Abschnitt umfasst die Gemeinden Kenzingen, Riegel und 
Malterdingen. Mit der Offenlage beginnt das Anhörungsverfahren zu dem Vorhaben. 
Drei Monate ist dann Zeit, Einwände oder Anregungen schriftlich vorzubringen. Das 
Verfahren leitet das Regierungspräsidium Freiburg. Es informiert über das Verfahren. 
 
Im Abschnitt 8.0 plant die Bahn zwei neue Gleise für den Güterverkehr und erneuert die 
bestehende Rheintalbahn. Die neuen Gleise verlaufen parallel zur Bundesautobahn 5. 
Zwei Gleisverbindungen verknüpfen die neue Strecke mit der Rheintalbahn. Während 



die nördliche Verbindungsspange nur für den Bau notwendig ist, bleibt die Südliche 
dauerhaft bestehen. Über sie können Güterzüge weiterhin Freiburg oder die benachbar-
ten Gemeinden anfahren. Die DB baut die Rheintalbahn zwischen Kenzingen-
Hecklingen und Riegel/Malterdingen für Tempo 200 aus. Zudem erneuert und gestaltet 
sie den Bahnhof Riegel/Malterdingen barrierefrei. 
 
Der Abschnitt Riegel-Kenzingen/Malterdingen ist Teil der neuen Güterumfahrung Frei-
burg. Sobald diese Ende 2031 in Betrieb geht, nutzen Güterzüge diese Neubaustrecke. 
Für die Bauphase werden am nördlichen Ende des Abschnitts sowie entlang des Provi-
soriums zusätzlich temporäre Schallschutzwände aufgestellt. 
 
Der Abschnitt wird in mehreren Phasen errichtet: 2026 beginnt die Bahn mit dem Bau 
der Neubaustrecke an der Autobahn sowie der provisorischen Anbindung an die Rhein-
talbahn. Sobald beides fertig ist, können die Güterzüge ab Kenzingen auf die neue Gü-
terstrecke abbiegen. In der zweiten Bauphase, die ab 2032 beginnt, erfolgt der Umbau 
des Bahnhofs Riegel/Malterdingen und der Verbindungsgleise Süd. Nach Abschluss 
dieser Bauphase kann auch der Fernverkehr über die Neubaustrecke fahren. Die 
Rheintalbahn nutzen dann nur noch die Züge des Nahverkehrs. Das erlaubt der Bahn, 
die bestehende Bahnstrecke auszubauen und zu ertüchtigen. 
 
Planung im Abschnitt 8.0 siehe Anlage 2 
 
Auffassung der Verwaltung: 
Der Abschnitt 8.0 hat auch unmittelbare Auswirkungen auf den (Ringsheimer) Abschnitt 
7.4. Dort werden sprichwörtlich „die Weichen“ auch für die Nachbarabschnitte gestellt. 
Sollte die Planung dort wie von der Bahn beantragt planfestgestellt werden, wird die 
Festlegung für die Güter- und Fernverkehrslage auch in unserer Gemeinde gestellt. 
Deshalb sollte die Gemeinde, so schlägt es die Verwaltung vor, schon jetzt ihre Argu-
mentationen / Forderungen / Positionen klarmachen, damit diese in die Planfeststellung 
eingehen. Die detaillierten Auffassungen sind dem Beschlussvorschlag zu entnehmen. 
 
Auffassung der BI Bahn Ringsheim 
Die BI Bahn Ringsheim befasst sich mit dem Sachverhalt schon viele Jahre. Auch sie 
ruft dazu auf, Einwendung zu erheben. Die „Muster-Einwendung“, die die BI Bahn 
Ringsheim erstellt hat, ist als Anlage 3 ebenfalls beigefügt. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Derzeit keine 
 
 
Beratungsergebnis: 
 

 
           Einstimmig 
 

 
           Mehrheitlich 
 

 
        Ja-Stimmen 

 
        Nein-Stimmen 

 
        Enthaltungen 

 



Vorlage GR-2021-113        Anlage 1 

Planfeststellungsabschnitt 7.4 „Orschweier-Kenzingen“ 

 



Vorlage GR-2021-113        Anlage 2 

Planfeststellungsabschnitt 8.0 „Kenzingen/Malterdingen/Riegel“ 

 














